
(4) Auf Verlangen der zuständigen Behörde sind die Register vorzulegen
oder Angaben aus diesen Registern mitzuteilen.
(5) Die Eintragung oder die Einstellung eines Belegs über die Entsorgung
gefährlicher Abfälle in ein Register sind mindestens drei Jahre, die Eintra-
gung oder die Einstellung eines Belegs über die Beförderung gefährlicher

§ 43 Nachweispflichten
(1) Die Erzeuger, Besitzer, Einsammler, Beförderer und Entsorger gefährli-
cher Abfälle haben der zuständigen Behörde und untereinander die ord-
nungsgemäße Entsorgung gefährlicher Abfälle nachzuweisen. Der Nach-
weis wird geführt
1. vor Beginn der Entsorgung in Form einer Erklärung des Erzeugers,

Besitzers oder Einsammlers zur vorgesehenen Entsorgung, einer Annah-
meerklärung des Abfallentsorgers sowie der Bestätigung der Zulässigkeit
der vorgesehenen Entsorgung durch die zuständige Behörde und

2. über die durchgeführte Entsorgung oder Teilabschnitte der Entsorgung in
Form von Erklärungen der nach Satz 1 Verpflichteten über den Verbleib
der entsorgten Abfälle.

(2) Die Nachweispflichten nach Absatz 1 gelten nicht für die Entsorgung
gefährlicher Abfälle, welche die Erzeuger oder Besitzer in eigenen Abfall-
entsorgungsanlagen entsorgen, wenn diese Entsorgungsanlagen in einem
engen räumlichen und betrieblichen Zusammenhang mit den Anlagen oder
Stellen stehen, in denen die zu entsorgenden Abfälle angefallen sind. Die
Registerpflichten nach § 42 bleiben unberührt.
(3) Die Nachweispflichten nach Absatz 1 gelten nicht bis zum Abschluss

der Rücknahme oder Rückgabe von Erzeugnissen oder der nach
Gebrauch der Erzeugnisse verbleibenden gefährlichen Abfälle, die einer
verordneten Rücknahme oder Rückgabe nach § 24 unterliegen. Eine
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Rücknahme oder Rückgabe von Erzeugnissen und der nach Gebrauch
der Erzeugnisse verbleibenden Abfälle gilt spätestens mit der Annahme
an einer Anlage zur weiteren Entsorgung, ausgenommen Anlagen zur
Zwischenlagerung der Abfälle, als abgeschlossen, soweit die Verord-
nung, welche die Rückgabe oder Rücknahme anordnet, keinen früheren
Zeitpunkt bestimmt.

(4) Die Nachweispflichten nach Absatz 1 gelten nicht für private Haushal-
tungen.

1. Register oder Nachweise zu führen und vorzulegen oder Angaben aus
den Registern mitzuteilen haben, soweit Pflichten nach den §§ 42 und 43
nicht bestehen oder

2. bestimmten Anforderungen entsprechend § 7 Abs. 3 nachzukommen
haben.

Durch Anordnung nach Satz 1 kann auch zugelassen oder angeordnet wer-
den, dass insbesondere Nachweise und Register in elektronischer Form
oder elektronisch geführt werden.
(2) Ist der Abfallbesitzer Entsorgungsfachbetrieb im Sinne des § 52 Abs. 1
oder auditierter Unternehmensstandort im Sinne des § 55a, so hat die zu-
ständige Behörde dies bei Anordnungen nach Absatz 1, insbesondere auch
im Hinblick auf mögliche Beschränkungen des Umfangs oder des Inhalts
der Nachweispflicht zu berücksichtigen. Dies umfasst insbesondere die
Berücksichtigung der vom Umweltgutachter geprüften und im Rahmen der
Teilnahme an dem Gemeinschaftssystem für das Umweltmanagement und
die Umweltbetriebsprüfung (EMAS) erstellten Unterlagen.

§ 45 Anforderungen an Nachweise und Register
(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, nach Anhörung der beteiligten
Kreise (§ 60) durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates
zur Erfüllung der sich aus den §§ 42, 43 und 44 ergebenden Pflichten die

GBU
Hervorheben

GBU
Hervorheben

GBU
Hervorheben

GBU
logo_alt


